
 
 

BERICHT DES VORSTANDS 

 

zu Punkt 9. der Tagesordnung der Hauptversammlung der KTM Industries AG 

(Erwerb und Veräußerung eigener Aktien) 

 

in Bezug auf die Ermächtigung des Vorstandes eigene Aktien außerbörslich zu 

erwerben sowie erworbene eigene Aktien auf andere Weise als über die Börse oder 

durch öffentliches Angebot zu veräußern (Bezugsrechtsausschluss) 
 
Die Mitglieder des Vorstandes der KTM Industries AG erstatten nachstehenden Bericht gemäß 
§ 65 Abs 1b AktG iVm § 170 Abs 2 AktG und § 153 Abs 4 S 2 AktG an die Hauptversammlung 
der KTM Industries AG am 27.04.2017: 
 
Zum 9. Punkt der Tagesordnung stellt der Vorstand den Antrag, die Hauptversammlung möge 
folgendes beschließen: 
 

a) Der Vorstand wird gem § 65 Abs 1 Z 8 sowie Abs 1a und 1b AktG ermächtigt, auf den 
Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft im Ausmaß von bis zu 10% des 
Grundkapitals der Gesellschaft während einer Geltungsdauer von 30 Monaten ab 
Beschlussfassung sowohl über die Börse als auch außerbörslich zu erwerben, wobei der 
niedrigste Gegenwert nicht mehr als 20% unter und der höchste Gegenwert nicht mehr 
als 10% über dem durchschnittlichen Börsenschlusskurs der letzten 3 Börsenwerktage 
vor Erwerb der Aktien liegen darf. Der Handel mit eigenen Aktien ist als Zweck des 
Erwerbs ausgeschlossen. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise oder auch in 
mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die 
Gesellschaft, durch Tochterunternehmen oder für Rechnung der Gesellschaft durch 
Dritte ausgeübt werden. 

 
b) Den Erwerb über die Börse kann der Vorstand beschließen, doch muss der Aufsichtsrat 

im Nachhinein von diesem Beschluss in Kenntnis gesetzt werden. Der außerbörsliche 
Erwerb unterliegt der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats. 

 
c) Der Vorstand wird für die Dauer von fünf Jahren ab Beschlussfassung gem § 65 Abs 1b 

AktG ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Veräußerung bzw. 
Verwendung eigener Aktien eine andere Art der Veräußerung als über die Börse oder 
durch eine öffentliches Angebot, unter sinngemäßer Anwendung der Regelungen über 
den Bezugsrechtsausschluss der Aktionäre, zu beschließen und die 
Veräußerungsbedingungen festzusetzten. Die Ermächtigung kann ganz oder teilweise 
oder in mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch 
die Gesellschaft, durch ein Tochterunternehmen oder für Rechnung der Gesellschaft 
durch Dritte ausgeübt werden, insbesondere als Gegenleistung beim Erwerb von 
Unternehmen, Betrieben, Teilbetrieben oder Anteilen an einer oder mehreren 
Gesellschaften im In- oder Ausland. 

 
d) Der Vorstand wird ferner ermächtigt mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

erforderlichenfalls des Grundkapital durch Einziehung dieser eigenen Aktien ohne 
weiteren Hauptversammlungsbeschluss gem § 65 Abs 1 Z 8 letzter Satz iVm § 122 



AktG herabzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt Änderungen der Satzung, die sich 
durch die Einziehung von Aktien ergeben, zu beschließen. 

 
Im Hinblick auf die Möglichkeit des außerbörslichen Erwerbs von eigenen Aktien gemäß § 65 
Abs 1 Z 8 AktG sowie der Veräußerung von gemäß § 65 Abs 1 Z 8 AktG erworbenen eigenen 
Aktien gemäß § 65 Abs 1b AktG auf andere Weise als über die Börse oder durch öffentliches 
Angebot, hat der Vorstand gemäß § 65 Abs 1b AktG iVm § 170 Abs 2 AktG und § 153 Abs 4 
S 2 AktG einen schriftlichen Beschluss über den Grund für den damit einhergehenden 
Bezugsrechtsausschluss bzw. für den mit dem allfälligen außerbörslichen Erwerb 
einhergehenden Ausschluss des gruppenmäßigen Veräußerungsrechts (umgekehrter 
Bezugsrechtsausschluss) vorzulegen.  
 
Der Vorstand der Gesellschaft kann nur mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrates eigene 
Aktien außerbörslich erwerben, sowie nur mit Zustimmung des Aufsichtsrates die von der 
Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien auf andere Weise als über die Börse oder durch 
öffentliches Angebot veräußern. Den Erwerb über die Börse kann der Vorstand der KTM 
Industries AG beschließen, doch muss der Aufsichtsrat im Nachhinein in Kenntnis gesetzt 
werden.  
 
Die gemäß § 65 Abs 1 Z 8 und Abs 1a und Abs 1b AktG erworbenen eigenen Aktien können 
auf andere Weise als über die Börse oder durch öffentliches Angebot veräußert werden, wenn 
die Veräußerung der Aktien die Gegenleistung für den Erwerb von Unternehmen, Betrieben, 
Teilbetrieben oder Anteilen an einer oder mehreren Gesellschaften, also durch Einbringung von 
Beteiligungen, Unternehmen, Betrieben und Betriebsteilen als Sacheinlagen, im In- und 
benachbarten Ausland ist.  
 
Zur Umsetzung des strategischen Wachstumskurses der KTM Industries AG kann es 
erforderlich sein, zusätzliche Unternehmen, insbesondere Zulieferer der operativen Einheiten, 
zu erwerben. Der Erwerb von Unternehmen, Betrieben oder Teilbetrieben kann rechtlich 
sowohl als Kauf bestimmter Vermögensgegenstände (und Verbindlichkeit) eines 
Unternehmens, Betriebs oder Teilbetriebs (sogenannter Asset Deal) als auch als Erwerb von 
Anteilen an einer Gesellschaft (sogenannter Share Deal) gestaltet werden. Beide Arten des 
Unternehmens- oder (Teil)-Betriebserwerbs, nämlich Asset Deal und Share Deal, werden im 
Folgenden zusammenfassend als Unternehmenserwerb bezeichnet.  
 
Beim Unternehmenserwerb kann die Gegenleistung nicht nur in Geld, sondern auch in Aktien 
des erwerbenden Unternehmens bestehen. Das kann sowohl im Interesse der KTM Industries 
AG als Käuferin als auch im Interesse des Veräußerers liegen. Es kann Fälle geben, in denen 
es auch aus strategischen Gründen notwendig und zweckmäßig ist, dass sich der Veräußerer 
des Unternehmens mit einem kleinen Anteil an der KTM Industries AG beteiligt, oder dass der 
Veräußerer im Gegenzug eine Beteiligung an der Gesellschaft verlangt.  
 
Aufgrund der Beschränkungen beim Erwerb eigener Aktien – nämlich auf insgesamt (für 
nahezu alle Fälle gemäß § 65 AktG) 10% des Grundkapitals der Gesellschaft – kann ein 
Veräußerer aufgrund diese Vorganges keine wesentliche Beteiligung an der KTM Industries 
AG erwerben.  
 
Der Unternehmenserwerb in der Form, dass das Unternehmen oder Anteile an dem 
Unternehmen gegen Gewährung von eigenen Aktien durch den Käufer unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der übrigen Aktionäre in die Gesellschaft eingebracht werden, wird allgemein als 
sachliche Rechtfertigung für den Ausschluss des Bezugsrechts anerkannt. Die Gewährung der 



Gegenleistung in eigenen Aktien erlaubt der Gesellschaft, bei derartigen Transaktionen mit der 
gebotenen Schnelligkeit und Flexibilität zu handeln.  
 
Der Bezugsrechtsausschluss bzw. die Veräußerung von eigenen Aktien auf andere Weise als 
über die Börse oder durch öffentliches Angebot ist verhältnismäßig, weil regelmäßig ein 
besonderes Interesse der KTM Industries AG am Erwerb eines betreffenden Unternehmens 
oder Anteile an den betreffenden Unternehmen besteht. Die Wahrung der Interessen der 
Aktionäre ist dadurch sichergestellt, dass beim Unternehmenserwerb eine verhältnismäßige 
Gewährung von Aktien – in der Regel nach Durchführung einer Unternehmensbewertung – 
stattfindet. Der Wert des einzubringenden Unternehmens oder der Anteile an diesem 
Unternehmen wird dem Wert der KTM Industries AG gegenübergestellt; in diesem Verhältnis 
erhält der Sacheinleger von der Gesellschaft erworbene eigene Aktien. Die Altaktionäre 
nehmen ferner künftig an den Gewinnen des erworbenen Unternehmens, die sich in der Regel 
durch Synergien mit der KTM Industries AG erhöhen sollten, teil.  
 
Bei Veräußerung von gem. § 65 Abs. 1 Ziff 8 und Abs 1 a und Abs 1 b Aktiengesetz erworbenen 
eigenen Aktien auf andere Weise als über die Börse oder durch öffentliches Angebot hat der 
Vorstand spätestens 2 Wochen vor dem Beschluss des Aufsichtsrates einen Bericht zu 
veröffentlichen, indem unter anderem auch der Veräußerungspreis der Aktien zu begründen ist 
(§ 65 Abs 1 b iVm § 171 Abs. 1 AktG).  
 
Dem Vorstand soll für zukünftige Unternehmensakquisitionen eine hohe Flexibilität 
eingeräumt und schnelles Handeln ermöglicht werden. Zu diesem Zweck kann es erforderlich 
sein, rasch über die notwendige Akquisitionswährung im erforderlichen Ausmaß zu verfügen 
und daher eigene Aktien im Paket außerbörslich zu erwerben. Die rasche Verfügbarkeit der 
Akquisitionsgewährung in Gestalt von eigenen Aktien für die Zwecke, wie im 
gegenständlichen Bericht oben ausgeführt, stellen die sachliche Rechtfertigung für den 
umgekehrten Bezugsrechtsausschluss, das ist der Ausschluss des quotenmäßigen 
Veräußerungsrecht der Aktionäre, dar.  
 
Abschließend sei erwähnt, dass die Erteilung einer Ermächtigung an den Vorstand eigene 
Aktien außerbörslich zu erwerben bzw. erworbene eigene Aktien gegebenenfalls auf andere 
Weise als über die Börse oder durch öffentliches Angebot zu veräußern jeweils zum Zweck der 
Ausgabe von Aktien als Gegenleistung bei einem Unternehmenskauf ein bei vielen 
börsenotierten Gesellschaften üblicher und allgemein anerkannter Vorgang ist. 
 
Zusammenfassend kommt der Vorstand der KTM Industries AG zu dem Ergebnis, dass die 
Erteilung einer Ermächtigung an den Vorstand der Gesellschaft eigene Aktien außerbörslich zu 
erwerben oder gem. § 65 Abs. 1 Z 8 und Abs. 1 a und Abs. 1 b AktG erworbene eigene Aktien 
mit Zustimmung des Aufsichtsrates gegebenenfalls auf andere Weise als über die Börse oder 
durch öffentliches Angebot zu veräußern, den gesetzlichen Vorschriften vollkommen 
entspricht. 
 
Wels, im März 2017  
 
 

Dipl. Ing. Stefan Pierer  Mag. Friedrich Roithner 

 
 

Ing. Alfred Hörtenhuber  Mag. Plasser Wolfgang 


